
1.Belblatt Beiblatt zur l'a~lamentskorre~ 7.Nov8mber 1955 

Die, Schwieri,keiten bei der Schaff'!P6 eines PersQnalvertmtppgsgesetz8!-

3i'/A.B. 
zu '31/J 

. . 

An t ra g e b e ~.n t, W • r tun ß 

Bundeskanzler ~ng. Raa b hat auf eine Antrage der Abg.K a n d u t s c h 
lund Genossen. betreffend SchaffUng ein~s demokra.tischen Personalvertretungs ... 

. \ , 

gesetzes für 'die Bed1ensteten der österreic~ischen Bundeebahnen, folgendes 
mitgeteilt s 

Soweit, sich dIe Anfrage auf die SQhaff~ eines Personalvertretungs­
gesetzes für die Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen bezieht, ist 
festzustellen, da.ss bei den Österreichiechen Bundesbahnen sehon in ~ßr Zeit 
zwischen 1916 und 1933 ei~e gewählte. Vertretung des Personals als Interessen­
vertretung der Dienstnehmer eingerichtet war, Di~ Befugnisse und die Innere 
Organisation dieser Intereßsenvertretung waren in einer besonderen Personalver­

tr.etungsvor8ch~1ft geregelt, die sich während des Bestandes der ehemaligen 
Unternehtnung ."österreichische .. , 13undesbahnen'· auf § 4.1.8 .. 2 de,. Bundesbahn .. 
gesetzes, BGB1.Nr.407/l923, gründete. 

Nach der Befreiung Österreichs ,wurde 1m Jahre 1945 im Gegensatz zu der 
~1s 1938 bestandenen Organisation kein selbständiger Wirtschaftskörper 
"Österreichische Bundesbahnen" geschaffen, sGnciern die Bahnen in unmittelbarem 
Staatsbetrie~ geführt (§ 51 ADe.l und 2 des Behörden-Öberleitungsgesetzes, 

StGB1.Nr.94!l945). 
Wenn ver allem aus diesem Grunde da.s Bundesbahngesetz 192;, 

BGln.Nr.407/1923. als solches nicht wieder in Kra.ft gesetzt worden ist, so 
können nach Ansicht des Bundesministeriums' für Verkehrf~d verstaatliohte 
, ieamten-voerleitupgegesetz, 
13etrieie dooh auf Grund der Vorschrift des § 1 'StGB1.Nr.l~4/l945t die 
Bestimmungen des § 4 Abs.2 des Bundesb&hngesetzes als Grundlage für die 
Schaffung von Personalvertretungen im Bereich der Österreichischen Bundes~ 
hahnen wiederum herangezogen werden, zumal diese Bestimmungen am 13.:Mä.rz 1938 

in Kraft standen und für sie duroh keine tlberleitungsverordnung etwas anderes 

verfügt wurde. Ob diese Auffassung angesiohts des Erkenntnisses des Ve:rtassungs~ 

gerichtshofe~ Sammlung Nr.l936 (Kompetenzfeststellung zur Frage der Regelung 
, I 

der personalvertretung) noch vertretbar ist., .rauoht in diesem ZusammenhaAg 
nicht untersucht zu werden, Qa. jedenfalls die Personalvertretungsvorschrift 
der Bundestahn noch vor diesem Erkenntnis'des Verfassungsgeriohtshotes er­

lassen worden ist. 
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2.Beiblatt Bei1ilatt zur ParlamentsMrreet?~n,.de1l!. 7.November 1955 

, 
Die heute geltende Personalvertretungsvorsohr1ft ist unter Berück .. 

s10htigung der geändertenVerhä1tniase weitgehend der ,:i8 zum Jahre 1934 
besta.ndenen nachgebildet .. Sie ist ebenso wie die zugebtirige Wahlordnung im 

3. Stüok des Amstblattes der Generaldirektion der Österreiohischen Bundes­
ltahnen aus 1946 verlautbarte Auf' Grund dieser Vorsohriften, durch die keines­
wegs das Gleichheitsprinzip verletzt wird, die eine geheime Wahl der Mitglie­
det der Personalvertretung vorsehen und die anlässlicb der Anfechtung des 
Wahlergebrtisses einen Reohtszug bis zum zuständigen Bundesminister vorsehen, 

, wurde ~ie InteressenvertretUng der Bedianeteten der österreiohiscben Bundes~ 
bahnen bereite mehrmals bestellt. Im übrigen ist nooh zu bemerken, dass die 
gegenständliche personalvertretungsvorschrift 1n mehreren Punkten abgeändert 
wurde. Die Abänderung ist im 25" Stüok des GD-Nachrichtenblattes vom 
4. Oktober 1955 verlautbart wordeno 

! 
, Was die Erlassung eines allumfassenden Per$onalv~rtretuggsgesetze~ 

, ' , 

betrifft" verweise ich darauf, dass die seit dem Jahre 1946 bestehenden 
Bestrebungen des BundeSkanzleramtes, mit den Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes zu einem Einvernehmen.betreffend einen diesbezüglichen Entwurf zu 
gelapgen, bishel\erfolg1os geblieben sind. Die wesentliche Sohwierigkeit 
besteht in der Forderung der Gewerkschaft, dass die 'Ver'tretung der dienstlichen 
Interessen, soweit es sich um die Gesamtheit der öffentlich Bediensteten 
handelt, allein den Gewerkschaften vorbehalten werden und die Pe:rsonalver~ 
tretung von dieser Aufgabe ausgesohlossen sein soll. Da durch eine solohe 
Regelung der Personalvertretung eine der wesent1iohsten der ihr nach 
Artikel 21 Abs.l Bundes ... Vertassungsgesetz zukommenden Aufgaben entzogen 
würde,~nnte seitens der Verwaltung einer deraptigen Regelung nicht näher­
getreten werden. Dies hatte zur Folge, dass die Vielzahl der vom Bundes. 
kanzleramt ausgea.rbeiteten Entwürfe eines Personalvertretung.gesetzes nioht 
weiter verto~t und daher auoh den gesetzgebenden Körperschaften nicht zuge­
leitet werden konnte. Das Bundeskanzleramt ist weiterhin bestrebt, die Meinungs ... 
verschiedenheiten mit den Gewerkschaften zu überbrüoken und den Entwurf eines 
Personalvertretungsgesetzes so zu gestalten, dass er mit Aussicht auf Genehmi­
gung der Bundesregieruilg zugeleitet werden kann. 

·0-.-.-"-
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